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Neues aus Gesetzgebung & 
Finanzverwaltung 

BMF: Zahlungen an einen Telekommunikationsanbieter im Fall der 
vorzeitigen Beendigung eines Dienstleistungsvertrags mit einer 
Mindestbindungsfrist 

Das Bundesministerium der Finanzen (BMF) hat am 18. Oktober 2024 ein 
Schreiben zu Zahlungen an einen Telekommunikationsanbieter im Fall der 
vorzeitigen Beendigung eines Dienstleistungsvertrags mit einer 
Mindestbindungsfrist veröffentlicht und den UStAE angepasst. 

Der UStAE wird wie folgt geändert: 

Nach Abschnitt 1.3 Abs. 16b UStAE wird folgender Absatz 16c eingefügt: 

"Beträge, die ein Telekommunikationsanbieter im Rahmen der vorzeitigen, durch 
den Kunden veranlassten Beendigung eines Dienstleistungsvertrages mit einer 
vereinbarten Mindestlaufzeit als sogenannte Ausgleichszahlung erhält, 
sind Entgelt für die Erbringung einer Dienstleistung." 

Anwendung 

Die Grundsätze des Schreibens sind in allen offenen Fällen anzuwenden. 

Fundstelle 

BMF, Schreiben vom 18. Oktober 2024, III C 2 - S 7100/19/10004 :007.  

https://www.bundesfinanzministerium.de/Content/DE/Downloads/BMF_Schreiben/Steuerarten/Umsatzsteuer/Umsatzsteuer-Anwendungserlass/2024-10-18-zahlungen-telekommunikationsanbieter.pdf?__blob=publicationFile&v=3
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Aktuelle Rechtsprechung 
BFH-Entscheidungen, veröffentlicht am 31. Oktober 2024 

 
Personengesellschaften sind nach dem DBA-Niederlande 
1959/2004 im Hinblick auf die Gewerbesteuer nicht selbst 
abkommensberechtigt. Abkommensberechtigt sind ihre jeweiligen 
Gesellschafter. Die Kürzung um den Teil des Gewerbeertrags, der 
auf eine nicht im Inland belegene Betriebsstätte entfällt, ist auch 
dann vorzunehmen, wenn die Bundesrepublik Deutschland nach 
dem einschlägigen Abkommen zur Vermeidung der 
Doppelbesteuerung nicht gehindert wäre, den gesamten 
Gewerbeertrag zu besteuern, und wenn sich im Rahmen einer 
koordinierten steuerlichen Außenprüfung (Joint Audit) die 
deutschen und die ausländischen Finanzbehörden auf eine 
vollständige Besteuerung durch Deutschland verständigt haben. 
Der Gewinn aus der Veräußerung eines bebauten Grundstücks 
durch ein gewerbliches Unternehmen unterfällt auch dann 
vollständig Art. 4 DBA-Niederlande 1959/2004 (Einkünfte aus 
unbeweglichem Vermögen), wenn die Bebauung vom 
Unternehmen selbst durchgeführt und das Grundvermögen dem 
Umlaufvermögen zugeordnet worden ist. Zur Betriebsstätten-
Gewinnabgrenzung bei Kürzung nach § 9 Nr. 3 GewStG und bei 
Anwendung von Art. 5 DBA-Niederlande 1959/2004. 
  
Zum Urteil 
 
 
Es ist ernstlich zweifelhaft, ob ein im Jahr 2021 in Abzug 
gebrachter Investitionsabzugsbetrag für eine im Jahr 2022 
tatsächlich erworbene und nach § 3 Nr. 72 des 
Einkommensteuergesetzes (EStG) steuerbefreite 
Photovoltaikanlage allein wegen des Inkrafttretens dieser 
Steuerbefreiung gemäß § 7g Abs. 3 Satz 1 EStG im Jahr 2021 
rückgängig zu machen ist. 
 
Zum Beschluss 
 
 
 
 
 
Die Beurteilung, ob Aufwendungen durch eine einen 
Einkünftetatbestand verwirklichende Tätigkeit oder privat 
veranlasst sind, obliegt in erster Linie der tatrichterlichen 
Würdigung des Finanzgerichts. Die ausschließlich durch ein 
(Regel-)Insolvenzverfahren verursachten Aufwendungen sind der 
privaten Vermögenssphäre des Steuerpflichtigen zuzuordnen und 
daher nicht als Werbungskosten bei den Einkünften aus privaten 
Veräußerungsgeschäften gemäß § 22 Nr. 2, § 23 Abs. 1 und Abs. 
3 Satz 1 des Einkommensteuergesetzes abziehbar. Dies gilt nicht 
für solche Aufwendungen, die zwar ihre Ursache in einer durch den 
Insolvenzverwalter durchgeführten Verwertungsmaßnahme haben, 

Urteil I R 32/20: 
Kürzung bei 
ausländischer  
Betriebsstätte 
 
 
 
 
 
 
 
5. Juni 2024 
 

Beschluss III B 24/24 
(AdV): Rückgängig-
machung eines 
Investitionsabzugs-
betrags für eine 
Photovoltaikanlage 
 
15. Oktober 2024 
 

 

 
Urteil IX R 29/23: Kein 
Werbungskosten-
abzug für 
ausschließlich 
durch Insolvenz-
verfahren verursachte 
Aufwendungen 
 
 
 
 
13. August 2024 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410182/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410185/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410185/
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aber auch angefallen wären, wenn der Steuerpflichtige das 
Wirtschaftsgut außerhalb eines Insolvenzverfahrens veräußert 
hätte und in einem solchen Fall als Werbungskosten abziehbar 
wären. 
 
Zum Urteil 
 
 
 
Steht es der teilweisen Befreiung von den Einfuhrabgaben nach 
Durchführung einer passiven Veredelung gemäß Art. 145 Abs. 1 
des Zollkodex (ZK) beziehungsweise Art. 259 Abs. 1 des Zollkodex 
der Union (UZK) entgegen, wenn die Zollanmeldung für die Waren 
der vorübergehenden Ausfuhr von einer Zollstelle angenommen 
wurde, die nicht als Zollstelle für die Überführung in das 
Zollverfahren in der Bewilligung der passiven Veredelung nach Art. 
85 in Verbindung mit Art. 84 Abs. 1 Buchst. b fünfter Anstrich ZK 
beziehungsweise Art. 211 Abs. 1 Buchst. a UZK genannt ist? 
Ist Art. 150 Abs. 2 ZK dahingehend auszulegen, dass sich diese 
Vorschrift nur auf die Verpflichtungen bezieht, die nach der 
Überführung der Waren der vorübergehenden Ausfuhr in das 
Zollverfahren der passiven Veredelung bestehen, oder gilt Art. 150 
Abs. 2 ZK bereits für Verpflichtungen im Zusammenhang mit der 
Abgabe der Zollanmeldung zur Überführung der Waren der 
vorübergehenden Ausfuhr in die passive Veredelung? 
Ist Art. 86 Abs. 6 UZK entsprechend anzuwenden, wenn die 
Zollschuld gemäß Art. 77 Abs. 1 Buchst. a UZK durch Überführung 
beziehungsweise Überlassung von Veredelungserzeugnissen zum 
zollrechtlich freien Verkehr entstanden ist? 
 
 
Zur Vorlage 
 
 
 
 
 

Weitere Veröffentlichungen vom Tage:  
 

Urteil X R 7/22: Anforderungen an einen gerichtlichen 
Durchsuchungsbeschluss zur Unterbrechung der Verfolgungsverjährung 
und zur Auslösung der Ablaufhemmung nach § 171 Abs. 7 AO 
31. Januar 2024 
Zum Urteil 

 
Rechtsprechung im Blog 

 

EuGH-Vorlage VII R 
27/21: Eröffnung  
eines passiven 
Veredelungsverkehrs 
bei nicht zugelassener 
Zollstelle 
 
6. August 2024 
 

 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410184/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410184/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410183/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410183/
https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410122/
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Zu den Besteuerungsfolgen der unentgeltlichen Übertragung eines 
verpachteten Gewerbebetriebs entweder gegen Versorgungsleistungen 
oder unter Vorbehalt des Nießbrauchs 
Während die unentgeltliche Übertragung eines verpachteten Gewerbebetriebs 
unter Beachtung der Voraussetzungen einer Vermögensübergabe gegen 
Versorgungsleistungen unter § 7 Abs. 1 der Einkommensteuer-
Durchführungsverordnung ‑EStDV‑ (seit 1999 § 6 Abs. 3 Satz 1 des 
Einkommensteuergesetzes ‑EStG‑) fällt, greift diese Norm bei der unentgeltlichen 
Übertragung eines verpachteten Gewerbebetriebs unter Vorbehalt des 
Nießbrauchs nicht ein. Dies hat der Bundesfinanzhof (BFH) in einem aktuellen 
Urteil entschieden. 

Sachverhalt 
Streitig ist die Entstehung eines Veräußerungsgewinns nach § 16 Abs. 1 Satz 1 
Nr. 2 Einkommensteuergesetz (EStG). 
Der Vater der Klägerin übertrug ein Grundstück, auf dem sich ein Hotelgebäude 
befindet, sowie drei weitere Grundstücke auf die Klägerin und den Beigeladenen 
je zum hälftigen ideellen Miteigentumsanteil im Wege der Schenkung. In dem 
Vertrag wurde dem Vater ein Nießbrauchsrecht an dem Grundstück eingeräumt. 
In der Folge wurde eine von der Klägerin unterzeichnete Feststellungserklärung 
für die GbR abgegeben, mit der Einkünfte aus Gewerbetrieb erklärt wurden. In 
dem beigefügten Jahresabschluss wurden die vom Vater angesetzten Buchwerte 
fortgeführt (Buchwertfortführung gem. § 7 Abs. 1 EStDV, die letztmals für das 
Wirtschaftsjahr, das vor dem 1.1.1999 endet anwendbar war). Es wurde keine 
Betriebsaufgabe erklärt. 
Im Jahr 2012 löste sich die GbR durch Austritt der Klägerin auf. Als das 
Finanzamt daraufhin einen gewerblichen Veräußerungsgewinn versteuern wollte, 
wandte die Klägerin ein, dass es sich bei der Veräußerung um ein rein privates 
Veräußerungsgeschäft nach § 23 EStG handele, das steuerfrei sei. 
Ihr Vater habe das Grundstück durch den notariellen Vertrag, mit dem er dieses 
auf die Klägerin und ihren Bruder übertragen habe, aus dem Gewerbebetrieb 
entnommen. Er habe durch das Nießbrauchsrecht die Erwerbsquelle für sich 
aufrechterhalten und somit den bisherigen Verpachtungsbetrieb als ruhenden 
Gewerbebetrieb fortgeführt. Die Schenkung des Betriebsgrundstücks sei auf 
Grund des Nießbrauchsvorbehaltes im Privatbereich vollzogen worden und setze 
eine Entnahme zwingend voraus. 
Die Klage vor dem Finanzgericht Bremen hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 
Der BFH hat der Revision stattgegeben, die Entscheidung der Vorinstanz 
aufgehoben und zur anderweitigen Verhandlung und Entscheidung an das 
Finanzgericht zurückverwiesen. 
Während die unentgeltliche Übertragung eines verpachteten Gewerbebetriebs 
unter Beachtung der Voraussetzungen einer Vermögensübergabe gegen 
Versorgungsleistungen unter § 7 Abs. 1 EStDV (seit 1999 § 6 Abs. 3 Satz 1 
EStG) fällt, greift diese Norm bei der unentgeltlichen Übertragung eines 
verpachteten Gewerbebetriebs unter Vorbehalt des Nießbrauchs nicht ein 
(Bestätigung der Rechtsprechung, vgl. Urteil des Bundesfinanzhofs vom 
25.01.2017 - X R 59/14, BStBl II 2019, 730, Rz 40). 

https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/227937/unentgeltliche-betriebsuebertragung-unter-niessbrauchsvorbehalt/
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Die unentgeltliche Übertragung eines verpachteten Gewerbebetriebs unter 
Vorbehalt des Nießbrauchs führt beim Übertragenden im Fall der Fortführung der 
gewerblichen Verpachtungstätigkeit nicht zu einer steuerbegünstigten 
Betriebsaufgabe nach § 16 Abs. 3 Satz 1 EStG, sondern zur Entnahme der 
übertragenen Wirtschaftsgüter. Der Vorbehaltsnießbraucher führt den 
verpachteten Gewerbebetrieb infolge der fehlenden Einstellung seiner 
gewerblichen Verpachtungstätigkeit fort. 
Beim Tod des Vorbehaltsnießbrauchers geht -vorbehaltlich einer zuvor von ihm 
abgegebenen Aufgabeerklärung- sein dann weiterhin bestehender gewerblicher 
Verpachtungsbetrieb nach § 7 Abs. 1 EStDV bzw. § 6 Abs. 3 Satz 1 EStG auf den 
Erwerber (Erben) über. Zu diesem Zeitpunkt werden die bisher im 
Privatvermögen des Erwerbers befindlichen Wirtschaftsgüter mit dem Teilwert in 
das Betriebsvermögen eingelegt. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 8. August 2024 (IV R 1/20), veröffentlicht am 24. Oktober 2024. 
 
Besteuerung von Abfindungen nach dem DBA-Frankreich 1959/2001 - 
Grenzgängerregelung 
Dem Besteuerungsrecht der Bundesrepublik Deutschland betreffend eine 
Entschädigung für die Auflösung eines Dienstverhältnisses nach Art. 13 Abs. 1 
DBA-Frankreich 1959/2001 steht ‑jedenfalls, soweit die Abfindung auf die Zeit 
entfällt, in der der (damals unbeschränkt steuerpflichtige) Arbeitnehmer im Inland 
gewohnt und gearbeitet hat‑ die sogenannte Grenzgängerregelung des Art. 13 
Abs. 5 DBA-Frankreich 1959/2001 nicht entgegen. Dies hat der Bundesfinanzhof 
(BFH) in einem aktuellen Urteil entschieden. 
Sachverhalt 
Laut Sachverhalt war der Kläger insgesamt 245 Monate für einen Konzern in 
Deutschland tätig. In den ersten 129 Monaten (Februar 1995 - Oktober 2005) 
seiner Tätigkeit war er infolge eines inländischen Wohnsitzes in Deutschland mit 
seinen Einkünften aus seiner Tätigkeit unbeschränkt einkommensteuerpflichtig. 
Nach seinem Wegzug nach Frankreich wurde er für die restlichen 116 von 
November 2005 bis einschließlich Juni 2015 (116 Monate) aufgrund 
entsprechender Freistellungsbescheinigungen des beklagten Finanzamtes als 
sog. Grenzgänger nach Art. 13 Abs. 5 DBA-Frankreich von der deutschen (Lohn-
)Steuer freigestellt. Die laufenden Einkünfte des Klägers aus seinem inländischen 
Arbeitsverhältnis wurden in Frankreich der dortigen Einkommensbesteuerung 
unterworfen. 
Aus Anlass der Beendigung des Arbeitsverhältnisses wurde dem 
Steuerpflichtigen für seine insgesamt 245 Monate umfassende 
Konzernzugehörigkeit eine Abfindungszahlung gewährt, die das Finanzamt 
anhand der Monate, in denen der Steuerpflichtige tatsächlich in Deutschland 
besteuert worden ist, in einen steuerpflichtigen (129/245) und einen steuerfreien 
Teil (116/245) aufgeteilt hat (zeitbezogene Aufteilung der Abfindungszahlung). 
Die Klage vor dem Finanzgericht Baden-Württemberg hatte keinen Erfolg (siehe 
unseren Blogbeitrag). 
Entscheidung des BFH 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410179/
https://blogs.pwc.de/de/steuern-und-recht/article/228259/update-keine-anwendung-der-grenzgaengerregelung-in-art.-13-abs.-5-dba-frankreich-auf-abfindungszahlungen/
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Der BFH hat sich der Entscheidung der Vorinstanz angeschlossen und die 
Revision als unbegründet zurückgewiesen. 
Der Kläger unterliegt mit seinen inländischen Einkünften der beschränkten 
Steuerpflicht gemäß § 1 Abs. 4 EStG, da er seit dem 01.11.2005 in Deutschland 
weder seinen Wohnsitz noch seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. Dies steht 
zwischen den Beteiligten zu Recht nicht in Streit. Der Senat sieht daher insoweit 
von weiteren Ausführungen ab. 
Nach § 49 Abs. 1 Nr. 4 Buchst. d EStG sind inländische Einkünfte auch solche 
Einkünfte aus nichtselbständiger Arbeit, die als Entschädigung im Sinne des § 24 
Nr. 1 EStG für die Auflösung eines Dienstverhältnisses gezahlt werden, soweit die 
für die zuvor ausgeübte Tätigkeit bezogenen Einkünfte der inländischen 
Besteuerung unterlegen haben. 
Damit steht Deutschland nach innerstaatlichem Recht das Besteuerungsrecht für 
die streitgegenständliche Abfindung jedenfalls insoweit zu, als die für die zuvor 
ausgeübte Tätigkeit bezogenen Einkünfte der inländischen Besteuerung 
unterlegen haben und damit soweit die Abfindungszahlung anteilig auf den 
Zeitraum der Beschäftigung des Klägers entfällt, in dem er (ausschließlich) einen 
Wohnsitz im Inland innehatte und insoweit auch dort (weil unbeschränkt 
steuerpflichtig) besteuert wurde. 
Das Deutschland nach innerstaatlichem Recht zustehende Besteuerungsrecht für 
die streitgegenständliche Abfindung ist -jedenfalls in dem Umfang, in dem es vom 
FA ausgeübt wurde- nicht nach Maßgabe des DBA-Frankreich 1959/2001 
ausgeschlossen. 
Fundstelle 
BFH, Urteil vom 1. August 2024 (VI R 52/20), veröffentlicht am 24. Oktober 2024. 
Eine englische Zusammenfassung dieses Urteils finden Sie hier. 
 
 

Business Meldungen 
 
Strg Tax - Der Podcast für die Besteuerung der öffentlichen Hand (PwC 
Deutschland) 
 
Tax Time - Aktuelle steuerliche Themen 
 
In unserer neuen Episode von "Tax Time" widmen wir uns brandaktuellen 
steuerlichen Entwicklungen. Wir besprechen den neuen Entwurf des 
Jahressteuergesetzes 2024, insbesondere im Hinblick auf die Verlängerung von § 
2b UStG sowie die Steuerbefreiung des § 4 Nr. 22 c UStG. Darüber hinaus 
werfen wir einen ersten Blick auf das finale BMF-Schreiben zur e-Rechnung und 
informieren über den derzeit kursierenden und noch nicht veröffentlichten Entwurf 
eines BMF-Schreibens zu Alternativen zum BHKW beim steuerlichen 
Querverbund. Hören Sie rein, um keine steuerlichen News zu verpassen! 

 

https://www.bundesfinanzhof.de/de/entscheidung/entscheidungen-online/detail/STRE202410180/
https://blogs.pwc.de/de/german-tax-and-legal-news/article/245710/taxation-of-severance-payments-for-cross-border-commuters-under-the-german-french-double-tax-treaty/
https://open.spotify.com/episode/5VyWFZNjg0wOccHcYa21HG
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E-MAIL SENDEN 

 

ZUM SEMINAR 

Terminplaner 
  
Aktuelle Steuerthemen für deutsche 
Investments ausländischer Konzerne 
Präsenzveranstaltung, 18.11.2024 
 

 

Wir freuen uns auf Sie! 
 

 
 
 
 
 
 

 

 
 
 
 
Noch Fragen? 
 
Dann sprechen Sie bitte Ihren PwC-Berater an oder senden Sie eine E-Mail. 

 

 

Die Beiträge sind als Hinweise für unsere Mandanten bestimmt. Für die Lösung 
einschlägiger Probleme greifen Sie bitte auf die angegebenen Quellen oder die 
Unterstützung unserer für Sie tätigen Büros zurück. Teile dieser 
Veröffentlichung/Information dürfen nur nach vorheriger schriftlicher Zustimmung 
durch den Herausgeber nachgedruckt und vervielfältigt werden. 
Meinungsbeiträge geben die Auffassung der einzelnen Autoren wieder. 
 

Alle aktuellen Veranstaltungen finden  
Sie in der PwC Veranstaltungssuche. 
 

 
 
 

VERANSTALTUNGSSUCHE 
 

mailto:gunnar.tetzlaff@pwc.com
https://www.pwc-events.com/steuerthemen
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
https://www.pwc.de/de/veranstaltungen.html
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PricewaterhouseCoopers GmbH  
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Datenschutz 
 
Die Datenverarbeitung für den Versand des 
Newsletters erfolgt aufgrund der Grundlage 
Ihrer Einwilligung. Sie können den 
Newsletter jederzeit mit Wirkung für die 
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damit widerrufen 
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